
Betrieb des Ausgleichspflichtigen neben dem Ehegatten 
noch andere Arbeitskräfte beschäftigt werden, so muß 
bei der Berechnung des ausgleichspflichtigen Vermö­
genszuwachses der durch die Leistung dieser Arbeits­
kräfte erzielte Zuwachs vom Ausgleichsanspruch abge­
zogen werden. Da § 13 Abs. 1 FGB zur Gütergemein­
schaft in der Hauptsache nur die Arbeitseinkünfte 
rechnet, dürfte dieser Grundsatz auch für das neue 
Recht maßgebend sein, so daß die Entscheidung ihre 
Bedeutung im wesentlichen auch für das neue Recht 
behält.

Mit der Richtlinie Nr. 18 haben die Gerichte, die Or­
gane der Jugendhilfe, Rechtsanwälte und unsere Bür­
ger eine klare Übersicht darüber bekommen, in 
welchem Umfang der Unterhaltspflichtige in Anspruch 
genommen werden kann. Die Streitigkeiten über die 
Bemessung des Unterhalts für nichteheliche Kinder 
sind infolgedessen wesentlich zurückgegangen. Da der 
Unterhalt für eheliche Kinder im Zusammenhang mit 
dem Ehescheidungsprozeß stets von Amts wegen gere­
gelt werden muß, ist in diesen Fällen zwar kein zif­
fernmäßiger Rückgang zu verzeichnen, den Gerichten 
wird aber die Entscheidung sehr erleichtert.

Im Urteil vom 10. September 1964 — 1 ZzF 19/64 — 
(S. 121 ff.) bleibt das Oberste Gericht bei seiner ständi­
gen Rechtsprechung, daß das in der Ehe geborene, 
später aber als nichtehelich festgestellte Kind von sei­
nem Vater von der Geburt an Unterhalt verlangen 
kann, und zwar auch für die Zeit, für die es vom Ehe­
mann seiner Mutter unterhalten wurde. Diesem steht 
nur ein Bereicherungsanspruch gegen das Kind zu. 
Darauf, daß diese Rechtsprechung unbefriedigend ist, 
habe ich bereits früher hingewiesen4. Dieses Problem 
hat aber im neuen Recht eine befriedigende Lösung ge­
funden. § 63 Abs. 1 FGB bezeichnet die Anfechtungs­
klage ausdrücklich als Feststellungsklage. Ich kann da­
her meine auf die unbestimmte Fassung des § 1594 
BGB gestützte Ansicht, daß die Anfechtungsklage evtl, 
auch als Gestaltungsklage mit Wirkung ex nunc auf­
gefaßt werden könne, nicht mehr aufrechterhalten. Der 
wirkliche Vater ist daher grundsätzlich von der Ge­
burt des Kindes an unterhaltspflichtig. Interessanter­
weise kehrt aber die Vorschrift des § 1709 Abs. 2 BGB, 
die m. E. analog auch auf den Ehemann der Mutter an­
zuwenden war, aber vom Obersten Gericht ständig und 
auch noch in der oben genannten Entscheidung abge­
lehnt wurde, in § 21 Abs. 2 FGB sogar in erweiterter 
Form wieder. Danach geht dieser Anspruch nicht nur 
auf die Mutter und die mütterlichen Verwandten, son­
dern auf jeden über, der dem Kind tatsächlich Unter­
halt gewährt hat.

Die erwähnte Bestimmung befindet sich zwar in dem 
Abschnitt des FGB, der den Unterhalt bei bestehender 
Ehe regelt. Die dort enthaltenen Prinzipien gelten aber 
für alle unterhaltsrechtlichen Beziehungen, soweit keine 
Sonderregelungen vorliegen5. Daraus ergibt sich de lege 
lata, daß der unterhaltspflichtige nichteheliche Vater 
vom Ehemann der Mutter, der an seiner Stelle Unter­
halt geleistet hat, in Anspruch genommen werden 
kann. Damit dürfte — zumindest für den Normalfall — 
auch der Bereicherungsanspruch gegen das Kind aus­
geschlossen sein; denn der Leistende ist ja gar nicht 
„entreichert1', der tatsächlichen Unterhaltsleistung steht 
ein gleichwertiger Ersatzanspruch an den wahren Un­
terhaltsschuldner gegenüber. Nur wenn der Ersatzan­
spruch nicht realisierbar ist, etwa weil der wahre 
Schuldner vermögenslos gestorben ist, könnte ein

4 Niethammer, „BereiiherjngSans; irücne gegen Kinder wegen 
zu Unrecht empfangener Ur .erha; sa .sprüdie“ NJ 1961 S. 91; 
derselbe, „Einige Bemerirnngen zu- Rechtsprechung des Ober­
sten Gerichts in Zivilsachen“ NJ J >62 S. 77t.
5 So such Ansorg, Familiem jcht d.T DDR, Bei .in 1967, S. 117 f.

solcher Bereicherungsanspruch gegenüber dem Kinde 
noch in Frage kommen.

Um die Bemessung des Unterhalts der geschiedenen 
Ehefrau nach § 14 EheVO (jetzt § 31 FGB) geht es in der 
Entscheidung vom 14. Januar 1965 — 1 ZzF 32/64 — 
(S. 165 ff.). Im Scheidungsprozeß hatte der Mann aus­
drücklich erklärt, daß in der Lage seiner schwer kör­
perbehinderten Frau trotz der Scheidung keine Ver­
änderung ein treten werde, weil er sich seiner dauern­
den Unterhaltspflicht bewußt sei. Diese Erklärung hatte 
wesentlich zum Ausspruch der Scheidung beigetragen. 
Im Urteil heißt es, daß bei solchen besonderen Sach­
lagen die fortgesetzte Unterhaltspflicht nach § 14 EheVO 
(jetzt § 31 FGB) nicht anders zu beurteilen sei als die 
normale Unterhaltspflicht nach § 13 EheVO (jetzt § 29 
FGB). Das wirft die Frage auf, ob an die fortgesetzte 
Unterhaltspflicht nach § 14 EheVO (§ 31 FGB) grund­
sätzlich ein strengerer Maßstab anzulegen ist als an 
die Unterhaltspflicht nach § 13 EheVO (§ 29 FGB). Das 
Oberste Gericht ist offensichtlich dieser Ansicht. So­
wohl kn alten als kn neuen Recht macht der Gesetzes­
text bezüglich der ersten und der fortgesetzten Unter­
haltsverpflichtung keine allzu großen Unterschiede. 
Bemerkenswert ist jedoch, daß in § 14 EheVO wie in 
§ 31 FGB kn Gegensatz zu § 13 EheVO und §29 FGB 
die Zumutbarkeit ausdrücklich hervargehoben wird. 
Allerdings ist die wirtschaftliche Zumutbarkeit, also 
ehe Leistungsfähigkeit des Verpflichteten, die Voraus­
setzung jeder Unterhaltsverpflichtung. Das ergibt sich 
für das neue Recht aus dem Wortlaut des § 20 FGB und 
ist dem Wesen jedes Unterhaltsanspruchs immanent. 
Daneben kann die Unterhaltsverpflichtung aber auch 
aus anderen als wirtschaftlichen Gründen unzumutbar 
werden, und zwar durch das Verhalten des Unterhalts- 
berechtigten sowohl während als auch nach der Ehe. 
So kann z. B. ein besonders gehässiges Verhalten eines 
geschiedenen Ehegatten die Fortsetzung der Unterhalts­
pflicht unzumutbar machen. Hier ging es aber nur um 
die wirtschaftliche Zumutbarkeit. Die besondere Her­
vorhebung der Zumutbarkeit beim fortgesetzten Un­
terhalt nach § 14 EheVO und § 31 FBG muß aber eine 
besondere Absicht verfolgen, und es ist daher dem 
Obersten Gericht zuzustimmen, daß beim Folgeunter­
halt ein strengerer Maßstab anzulegen ist als bei der 
ersten Unterhalts Verpflichtung4.
Richtig war es im konkreten Fall, trotzdem keine er­
höhten Ansprüche an die wirtschaftliche Zumutbarkeit 
für den Unterhaltspflichtigen zu stellen, da er durch 
sein unbedingtes Unterhaltsversprechen eine wesent­
liche Voraussetzung für die Scheidung geschaffen hatte. 
Zutreffend wurde aber auch erkannt, daß trotz einer 
derartigen Sachlage die Unterhaltspflicht nicht zur 
Katastrophe für den Unterhaltsschuldner werden darf 
und daß ein Betrag von 135 M monatlich nicht aus­
reicht, um auch nur bescheidene Bedürfnisse zur Er­
haltung der Arbeitskraft voll decken zu können.

V erf ahrensrecht

In der Entscheidung vom 20. Dezember 1963 — 2 ZzP 
16/63 — (S. 51 ff.) wird — allerdings nur am Rande — die 
Frage erörtert, ob die Zulässigkeit des Rechtswegs vor 
der Zuständigkeit zu prüfen ist. Ei wird die Ansicht 
vertreten, daß die Zuständigkeitsfrage primär zu ent­
scheiden ist, da über die Frage der Zulässigkeit des 
Rechtswegs nur von derr. „richtigen" Gericht entschie­
den werden könne. Hier erhebt sich allerdings die 
Frage, ob es bei Unzulässigkeit des Rechtswegs — im 
konkreten Fall war dieser zulässig — überhaupt ein 
„richtiges“ örtlich und sachlich zuständiges Gericht gibt 
und ob es daher nicht richtiger wäre, davon auszuge-
® So auci! Ansorg, a. a. O., S. 123.
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